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Als im April 1945, das endgültige Ende des Krieges in Europa war absehbar, die Zwangsarbeiter aus den Außenlagern des Konzentrationslagers Buchenwald auf die Todesmärsche getrieben wurden, hatten sich die Häftlinge des Hauptlagers auf dem Ettersberg

schon einige Tage zuvor selbst befreit und die SS-Wachmannschaften überwältigt. In dem berühmten Schwur von Buchenwald heißt es: „Noch wehen Hitlerfahnen! Noch leben die Mörder unserer Kameraden! Noch laufen unsere sadistischen Peiniger frei herum! Wir schwören deshalb vor aller Welt auf diesem Appellplatz, an dieser Stätte des faschistischen Grauens: Wir stellen den Kampf erst ein, wenn auch der letzte Schuldige vor den Richtern der Völker steht! Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ziel. Das sind wir unseren gemordeten Kameraden, ihren Angehörigen schuldig.“

Nur noch wenige Überlebende treffen sich noch jedes Jahr im April auf dem Appellplatz, um den Jahrestag des Selbstbefreiung zu feiern. Jene, die bis heute überlebt haben, wissen, dass ihr Schwur noch lange nicht erfüllt ist. Vielen von ihnen mag es scheinen, dass seine Umsetzung eher in weitere Ferne gerückt ist. Sie hatte den antifaschistischen Konsens der Nachkriegszeit nicht nur miterlebt, sondern mit ihren Erfahrungen oft auch mitgeprägt. Heute wird entgegen den Tatsachen in Sachsen offiziell davon gesprochen, damals habe es sich um einen „antitotalitären Konsens“ gehandelt. Damals war es selbstverständlich, dass Faschismus und Militarismus  als untrennbare Einheit begriffen wurden. Nicht nur die NSDAP und ihre Gliederungen wurden deshalb verboten, sondern auch die Gründung militaristischer Verbände

wie den soldatischen Traditionsgemeinschaften war untersagt. Ebenso war es nicht erlaubt,

Vereine nationalistischer Ausrichtung ins Leben zu rufen. Gruppen wie der Bund der  Vertriebenen mit seinen Gebietsforderungen konnten deshalb erst lange nach Gründung der Bundesrepublik entstehen. Gleiches galt für die studentischen Burschenschaften und andere Korporationen.

Natürlich waren die Nazis durch diese Maßnahmen nicht verschwunden. Schnell entstanden die ersten Parteien, die ihr Gedankengut weiter trugen. Und sie hatten selbstverständlich Erfolg. Die Verbote bewirkten durchaus etwas, aber sie brachten keine Lösung des Problems. Die Überlebenden sahen dies und führten ihren Kampf für die Umsetzung des Schwurs von Buchenwald weiter. Unermüdlich. Umgesetzt sind die Ziele des Schwurs bis heute nicht. Werfen wir einen Blick auf die aktuelle Situation. Am 1. Mai war ich in Freiberg im Erzgebirge.

Rund 400 Neonazis marschierten dort, circa 250 zur gleichen Zeit in Dresden. Diese Neonazis aus mehreren Bundesländern hatten eigentlich zu ihrer zentralen Veranstaltung ins niedersächsische Hannover fahren wollen. Dort aber hatte man ihre Demonstration verboten.

Das Verbot hielt vor den Gerichten stand. Bis vor dem Bundesverfassungsgericht. Am 30. April meldete man deshalb als Ersatz einen Aufzug beim Landratsamt Mittelsachsen an. Natürlich hätte man auch hier zum Verbot greifen können. Dass es sich um eine Ersatzveranstaltung für einen verbotenen Marsch handelte, war offensichtlich. In Freiberg aber streute man den Nazis Rosen auf den Weg. Unbeanstandet konnten sie verfassungswidrige Symbole zeigen, unbehelligt „Nationalen Sozialismus“ fordern. Von den Zuständigen ließ sich niemand vor Ort blicken. Die anwesende Polizei wusste bis zum Beginn der Veranstaltung noch immer nicht, ob und wie viel Verstärkung sie bekommen würde. Etwas mehr als 100 Beamte waren es  schließlich. Sie konnten nicht verhindern, dass die kleine Zahl an Gegendemonstranten, die sich am Landratsamt versammelt hatte, angegriffen wurde. Auch auf die Beamten selbst flogen Steine. Aber auch danach erfolgte keine Auflösung. Der lapidare Kommentar des Einsatzleiters:

„Eine solche Entscheidung würde zum Krieg führen.“ Ich kann das auch so interpretieren: Wenn man als Demonstrationszug nur gewalttätig genug ist, kann man machen, was man will. Unter der Voraussetzung, dass es sich um Nazis handelt.

Es sind nicht die Nazis, die dafür verantwortlich sind, dass die Nazis sich heute so stark wähnen. Es sind die Zuständigen in Verwaltung und Politik, die sie gewähren lassen. Wie am 1. Mai in Freiberg. Aber es müssen gar nicht solch extreme Beispiele sein. Warum wird nicht eingeschritten, wenn quasi uniformierte Nazis in den Kreistagssitzungen Abgeordnete und das Publikum einschüchtern? Es gibt viele Möglichkeiten, gegen die extreme Rechte wirksam zu werden. Jeder und jede kann es an seiner eigenen Stelle tun. Ein Mittel dazu ist auch der Gedenkmarsch für die Opfer der Todesmärsche, den wir heute zum zehnten Mal gegangen sind. Wenn wir die Erinnerung wach halten, leben die Opfer weiter, dann mahnen sie auch heute noch, dann erfüllen wir ein Stück des Schwurs von Buchenwald. Unser Gedenkmarsch ist Teil des viel zitierten Aufstands der Anständigen. Dieser wird unverzichtbar bleiben. Der Aufstand der Zuständigen ist hier in Wurzen lange Zeit ausgeblieben. Ich sehe mit Freude, dass sich dies im letzten Jahr geändert hat, dass mit diesem Thema auch von offizieller Seite nunmehr offensiv umgegangen wird. Das wird auch in anderen Orten notwendig werden. Mich erfüllt es jedenfalls mit Sorge, dass die NPD in den meisten Gemeinden des früheren Muldentalkreises zu den Kommunalwahlen antritt. Zuweilen mit mehr Kandidaten als demokratische Parteien aufbieten können. Mich erfüllt es mit Sorge, wenn ich sehe, dass in der Kreisstadt Borna radikale Neonazis, die für den Stadtrat antreten, alle in der berüchtigten „Gedächtnisstätte“ ihren Wohnsitz, mitten in der Stadt, haben. Den Nazis auf der Straße und in den Parlamenten keine Chance zu geben, das ist unsere Aufgabe, wenn wir unseren Anteil an der Erfüllung des Schwurs von Buchenwald leisten wollen. Unser jährlicher Gedenkmarsch ist ein Beitrag dazu. Und selbstverständlich bin ich auch im kommenden Jahr wieder dabei.

